
Bundesministerium 
für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat   

Richtlinie 
zur Förderung von Projekten zur Information 

von Bürgerinnen und Bürgern 
über regionale Bio-Wertschöpfungsketten (RIGE) 

im Rahmen des Bundesprogramms Ökologischer Landbau 

Vom 22. Juni 2026 

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1 Förderziel und Zuwendungszweck 

Der ökologische Landbau ist ein wichtiges Element einer nachhaltigen und klimaschonenden Landwirtschaft und ein 
wichtiger Innovationsmotor. Er bietet Lösungen für den Erhalt der Biodiversität und den Schutz des Klimas und er-
bringt unter anderem bei Wasserschutz, Bodenfruchtbarkeit, Ressourceneffizienz und Tierwohl umfangreiche Um-
welt- und Gemeinwohlleistungen. Nicht zuletzt hilft die heimische Bio-Verarbeitung, die Wertschöpfung vor Ort zu 
erhalten, und leistet damit einen Beitrag zur Stärkung der ländlichen Räume. Um die landwirtschaftliche Produktion 
und den ökologischen Landbau in Deutschland zu stärken und die Rahmenbedingungen aller Beteiligten entlang der 
gesamten Wertschöpfungskette weiter zu verbessern, wurde in einem zweijährigen Beteiligungsprozess die „Zu-
kunftsstrategie ökologischer Landbau“ zur Bio-Strategie 2030 weiterentwickelt. Die darin enthaltenen Ziele finden 
sich einerseits in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie wieder, andererseits zeigt die Ernährungsstrategie der Bun-
desregierung an zahlreichen Stellen die Relevanz der ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft für nachhalti-
geres Wirtschaften. Auf europäischer Ebene zielt die Farm-to-Fork-Strategie der Europäischen Union darauf ab, 
25 Prozent der Fläche europaweit bis 2030 Bio zu bewirtschaften. Aus diesem Grund soll der ökologische Landbau 
im Hinblick auf Angebot und Nachfrage seiner Produkte weiter ausgebaut werden. Grundlage für eine bewusste 
Konsumentscheidung ist unter anderem eine umfassende Information über die ökologische Land- und Lebensmittel-
wirtschaft, die faktenbasiert und adressatenorientiert bestehende Wissenslücken schließt. 

Ziel dieser Richtlinie ist es daher, Bürgerinnen und Bürger über die ökologische Wertschöpfungskette von der land-
wirtschaftlichen Erzeugung über die Verarbeitung und die Distribution bis zum Konsum zu informieren und zielgrup-
penspezifisches Wissen erlebbar zu vermitteln. 

Eine Vielzahl von Gebietskörperschaften hat in den letzten Jahren Nachhaltigkeits- und Ernährungsstrategien ent-
wickelt. Durch die Möglichkeit der direkten Ansprache von Bürgerinnen und Bürgern vor Ort nehmen sie eine zentrale 
Funktion bei der nachhaltigen Weiterentwicklung der Landwirtschaft und Ernährungsgewohnheiten in Deutschland 
ein. Damit diese Ideen eine Realisierung finden, stellt die vorliegende Richtlinie Gebietskörperschaften in den Mittel-
punkt der Förderung. 

Kommunale Gebietskörperschaften können mit sachbezogenen Informationen Bürgerinnen und Bürgern Zusammen-
hänge und Fakten über regionale Wertschöpfungspartnerschaften und die Besonderheiten des ökologischen Land-
baus und der ökologischen Lebensmittelverarbeitung vermitteln, Anknüpfungspunkte in der eigenen Region aufzeigen 
und sind damit ein wichtiger Hebel zur Steigerung der Nachfrage nach regionalen Bio-Produkten. Derartige Initiativen 
und Projekte sollen mit Mitteln des Bundesprogramms Ökologischer Landbau (BÖL) unterstützt werden. Die geför-
derten Projekte sollen die sonstigen im BÖL durchgeführten Aktivitäten ergänzen. 

Die Richtlinie dient insbesondere der Erreichung folgender Ziele:   

– Für die Zielgruppe der Bürgerinnen und Bürger werden Kampagnen, Veranstaltungen und Kommunikationsmedien 
entwickelt und umgesetzt, die zur umfassenden Information über die Besonderheiten und Mehrwerte des ökologi-
schen Landbaus, der ökologischen Verarbeitung sowie regionaler Bio-Wertschöpfungsketten dienen.  

– Für die Zielgruppe Kinder, Jugendliche, Auszubildende, Studierende und deren Lehrkräfte werden geeignete pä-
dagogische Angebote entwickelt und umgesetzt mit umfassenden Informationen über die Besonderheiten des öko-
logischen Landbaus, der ökologischen Lebensmittelverarbeitung sowie regionaler Bio-Wertschöpfungsketten.  

– Für beide Zielgruppen soll das Bewusstsein über ihre Rolle im Wertschöpfungsprozess sowie ein Systemverständ-
nis über die ökologische Land- und Lebensmittelwirtschaft zielgruppengerecht entwickelt und geschärft werden. 

1.2 Rechtsgrundlagen 

Vorhaben können nach Maßgabe dieser Richtlinie, den §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung (BHO), den hierzu 
erlassenen Verwaltungsvorschriften, den Nebenbestimmungen für Zuwendungen auf Ausgabenbasis sowie den bei-
hilferechtlichen Bestimmungen gefördert werden. 

Zuwendungen der Verbundpartner nach Nummer 3.2 erfolgen auf Grundlage und im Rahmen des Anwendungs-
bereichs der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der 
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Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen 
(ABl. L, 2023/2831, 15.12.2023) in der geltenden Fassung. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er-
nährung entscheidet nach pflichtgemäßen Ermessen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.3 Begriffsbestimmungen 

Es gelten die Begriffsbestimmungen gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831. 

Das Konzept einer regionalen und auf der ökologischen Erzeugung beruhenden Wertschöpfungskette umfasst die 
direkt aufeinander aufbauenden Stufen der Erzeugung, des Rohstoffhandels, der Verarbeitung, der Weiterverarbeitung 
und der Verteilung über verschiedene Distributionswege vom Lebensmittelhandel bis zum Außer-Haus-Verzehr in ein 
und derselben Region. 

1.4 Kumulierung 

Eine Kumulierung mit einer oder mehreren anderen Förderungen, die durch andere öffentliche Stellen zur Erstattung 
von Kosten zur Information von Bürgerinnen und Bürgern über Bio-Wertschöpfungsketten oder begleitende pädago-
gische Maßnahmen (insbesondere auch Landesförderungen) gewährt werden, ist ausgeschlossen. Wurde bereits eine 
Förderung zur Erstattung von Kosten zur Information von Bürgerinnen und Bürgern über Bio-Wertschöpfungsketten 
und begleitende pädagogische Maßnahmen durch andere öffentliche Stellen oder Länder gewährt, so scheidet eine 
Förderung nach dieser Richtlinie aus. Deshalb hat der Antragsteller im Antragsverfahren alle für die betreffenden 
Informations- oder pädagogischen Maßnahmen erhaltenen, beantragten oder beabsichtigten Zuwendungen, Zahlun-
gen oder sonstigen geldwerten Leistungen zu benennen. 

Die durch den Antragsteller angegebenen Daten werden stichprobenartig mit der zuständigen Behörde des jeweiligen 
Bundeslandes, in dem der Antragsteller seinen Sitz hat, zur Überprüfung des Ausschlusses einer Doppelförderung 
abgeglichen. 

Des Weiteren sind die Kumulierungsvorschriften nach Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 zu beachten. 

2 Gegenstand der Förderung 

2.1 Förderfähig sind 

Maßnahmen zur Information von Bürgerinnen und Bürgern über die Besonderheiten des ökologischen Landbaus, der 
ökologischen Lebensmittelverarbeitung sowie der regionalen Wertschöpfung von ökologisch erzeugten Lebensmit-
teln. Dies umfasst vor allem Informationskampagnen, informierende Veranstaltungen und Informationsmedien. 

Als besonders förderwürdig gelten hierbei insbesondere Informationsmaßnahmen, welche die Zielgruppe der jungen 
Bürgerinnen und Bürger (vergleiche § 7 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch) adressieren. 

Auch als förderwürdig gelten dabei pädagogische Angebote für Kinder, Jugendliche, Auszubildende, Studierende und 
deren Lehrkräfte zur Information über ökologische und regionale Wertschöpfungszusammenhänge. 

Die Maßnahmen sollen möglichst auch für andere Regionen wegweisende Beispiele darstellen. Eine transparente, 
unternehmensneutrale und zielgruppenorientierte Kommunikation soll über die Besonderheiten des ökologischen 
Landbaus sowie regionale Bio-Wertschöpfungsketten informieren und damit die folgenden Inhalte vermitteln:   

– Prozessverständnis über die ökologische Land- und Lebensmittelwirtschaft,   

– Mehrwerte und Besonderheiten der Bio-Landwirtschaft und -Verarbeitung (inklusive rechtlicher Grundlagen),   

– aktuelle Entwicklungen des Ökolandbaus in Deutschland und in der jeweiligen Region,  

– Art und Weise der Kooperationen entlang der Wertschöpfungskette und Beispiele für tragfähige Wertschöpfungs-
kettenpartnerschaften,  

– Wirkung von Bio-Wertschöpfungskettenpartnerschaften für die jeweilige Region (zum Beispiel Arbeitsplätze, Iden-
tifikation durch regionale Spezialitäten),   

– mögliche Berufe und Tätigkeitsfelder entlang der Bio-Wertschöpfungskette,   

– regionale Bio-Wertschöpfungsketten in Bezug zu gesellschaftlich relevanten aktuellen Themen setzen. 

Die Informationsvermittlung muss antidiskriminierend gegenüber anderen Erzeugungs- und Verarbeitungsmethoden, 
verbandsneutral und wissenschaftlich fundiert erfolgen. 

2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind der Aufbau und das Management regionaler Wertschöpfungsketten 
sowie Informationsmaßnahmen,   

– die nicht auf ökologisch erzeugte Lebensmittel ausgerichtet sind,   

– die sich direkt auf die Erzeugnisse eines oder mehrerer bestimmter Unternehmen beziehen oder eine bestimmte 
Marke begünstigen,   

– die zum Kauf bestimmter Erzeugnisse anregen sollen (Werbung),   

– die andere Erzeugungs- und Verarbeitungsmethoden sowie Herkünfte diskriminieren,   

– durch die die Informationsvermittlung nicht verbandsübergreifend beziehungsweise nicht verbandsneutral oder 
nicht wissenschaftlich fundiert erfolgt. 
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2.3 Themenschwerpunkte 

Die Bewilligungsbehörde kann in den jeweiligen Haushaltsjahren auf der Internetseite des BÖL (www. 
bundesprogramm.de) Themenschwerpunkte für die nach dieser Richtlinie förderbaren Maßnahmen formulieren, um 
einen zielgerichteten Mitteleinsatz zu gewährleisten. 

3 Zuwendungsempfänger 

3.1 Antragsberechtigt sind folgende Gebietskörperschaften in der Bundesrepublik Deutschland: Gemeinden ein-
schließlich der Städte, Verbandsgemeinden, Bezirke, Landkreise beziehungsweise Kreise (einschließlich kreisfreier 
Städte) und Regionalkreise. Weiterhin sind als Körperschaften des öffentlichen Rechts Verwaltungsgemeinschaften, 
Ämter, regionale Zweckverbände antragsberechtigt. 

3.2 Auch Verbundprojekte mit den in Nummer 3.1 genannten Körperschaften sind förderfähig. Dabei bezeichnet ein 
„Verbundprojekt“ ein von mehreren Verbundpartnern gemeinsam durchgeführtes Projekt. „Teilprojekt“ ist der Teil des 
Verbundprojekts, der nach der zusammenfassenden Vorhabenbeschreibung einem einzelnen Verbundpartner zuzu-
ordnen ist. 

Verbundpartner können sein:   

– Universitäten und (Fach-)Hochschulen,   

– Berufs-, Fach- und Meisterschulen,  

– Interessenverbände, Vereine und Stiftungen (öffentliche oder privatrechtliche, ausgenommen solche nach Bundes-
recht), die ihre Niederlassung im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland haben und  

– über hinreichende Kenntnisse und Erfahrungen im Bereich des ökologischen Landbaus beziehungsweise der Ver-
arbeitung ökologischer Erzeugnisse verfügen oder   

– einen eindeutigen Bezug zur Landwirtschaft und zur nachhaltigen Entwicklung des ländlichen Raums haben. 

3.3 Von der Förderung ausgeschlossen sind Vereine, Verbände und Stiftungen, bezüglich deren Vermögen ein In-
solvenzverfahren beantragt oder eröffnet worden ist. Dasselbe gilt für Antragsteller und, sofern der Antragsteller eine 
juristische Person ist, die eine eidesstattliche Versicherung nach § 802c der Zivilprozessordnung oder § 284 der 
Abgabenordnung abgegeben haben oder zu deren Abgabe verpflichtet sind. Vereine, Verbände und Stiftungen, über 
deren Vermögen ein Insolvenz-, Vergleichs-, Konkurs-, Sequestrations- oder ein Gesamtvollstreckungsverfahren be-
antragt oder eröffnet worden ist, sind von Förderung ausgeschlossen. 

Zuwendungen nach dieser Richtlinie dürfen nicht an Einrichtungen oder Unternehmen gewährt werden, die einer 
Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit 
einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind. 

Die Förderung darf nicht an Unternehmen, die in der Primärerzeugung (Agrarsektor), Verarbeitung oder Vermarktung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse oder anderer ökologisch erzeugter Produkte tätig sind, gewährt oder weitergeleitet 
werden. Gleiches gilt für Unternehmen, die in der Fischerei oder der Aquakultur im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 über die gemeinsame Markt-
organisation für Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1184/2006 
und (EG) Nr. 1224/2009 des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates (ABl. L 354 vom 
28.12.2013, S. 1) tätig sind. 

4 Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Zuwendungsempfänger müssen Erfahrungen bei der Durchführung vergleichbarer Maßnahmen nachweisen. Die 
beantragten Maßnahmen müssen die Aktivitäten des BÖL, insbesondere zur Information der Bürgerinnen und Bürger, 
ergänzen und vom Zuwendungsempfänger zentral koordiniert werden. Bei Verbundprojekten ist von den Partnern eine 
Person zur Projektkoordination zu benennen, die der Bewilligungsbehörde in allen Fragen der Abwicklung als An-
sprechperson dient. 

Von den Zuwendungsempfängern wird erwartet, dass sie die von ihnen geplanten und umgesetzten Maßnahmen 
transparent machen und ihre Erfahrungen dem BÖL zur Verfügung stellen. Konkret bedeutet dies:   

– Dokumentation der umgesetzten Maßnahmen,   

– Evaluierung des Projekts unter anderem anhand im Antrag definierter Projektziele und Wirksamkeit der Maßnahmen 
hinsichtlich erlangtem Wissen und Verständnis der Zielgruppe,   

– Darstellung erzielter Ergebnisse und Erfahrungen, auch im Internet,   

– Berichterstattung an die Bewilligungsbehörde,   

– Kooperation mit relevanten anderen Maßnahmen und Projekten des BÖL,   

– Erfahrungen und Wissen in Bezug auf für das Förderprojekt relevante Stellen, zum Beispiel Deutscher Landkreistag, 
Bildung für Nachhaltige Entwicklung, Netzwerk der Biostädte und Bio-Regionen vorstellen und weitergeben. 

Mit dem Projekt darf zum Zeitpunkt des Erlasses des Zuwendungsbescheids noch nicht begonnen worden sein. Als 
Beginn des Projekts gilt dabei bereits der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Leistungs- und Liefer-
vertrags (Auftragsvergabe). 
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5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1 Zuwendungsart 

Die Zuwendung wird einmalig im Rahmen der Projektförderung gemäß der §§ 23 und 44 BHO durch einen Zuwen-
dungsbescheid bewilligt. 

5.2 Finanzierungsart und -form sowie Bemessungsgrundlage 

Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss im Wege der Teilfinanzierung (Anteilfinanzierung) gewährt. 
Zuwendungsempfängern im Sinne von Nummer 3.2 wird die Zuwendung als De-minimis-Beihilfe nach Maßgabe der 
Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 gewährt. 

Die Erbringung eines Eigenanteils in Form von Geldleistungen   

– in Höhe von mindestens 20 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben für die Information von Bürgerinnen und 
Bürgern über die Besonderheiten des ökologischen Landbaus sowie regionale Wertschöpfungsketten zur Erzeu-
gung von Bio-Produkten und   

– in Höhe von mindestens 10 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben bei pädagogischen Angeboten für Kinder, 
Jugendliche, Auszubildende, Studierende und deren Lehrkräfte 

ist zwingende Fördervoraussetzung. 

Die Zuwendung ist auf insgesamt maximal 500 000 Euro für ein Verbundprojekt begrenzt. 

Die Gesamtsumme der einem Unternehmen nach der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 gewährten De-minimis-Beihilfen 
darf einen Betrag von 300 000 Euro in einem Zeitraum von drei Jahren nicht übersteigen. 

Gewährte Preisnachlässe (Skonti, Boni, Rabatte) sind zu nutzen und somit von der Förderung ausgeschlossen. Sofern 
der Antragsteller die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, sind nur die Entgelte 
(Preise ohne Umsatzsteuer) förderfähig. 

Der Antragsteller hat im Antragsverfahren alle weiteren für den betreffenden Zuwendungszweck erhaltenen, beantrag-
ten oder beabsichtigten Zuwendungen, Zahlungen oder sonstigen geldwerten Leistungen zu benennen. 

5.3 Zuwendungsfähige Ausgaben 

Zuwendungsfähig sind grundsätzlich nur nachgewiesene projektspezifische Ausgaben für Maßnahmen nach Num-
mer 2 innerhalb des Bewilligungszeitraums (zuwendungsfähige Ausgaben). 

Dies sind Personalausgaben und sächliche Verwaltungsausgaben (Mietausgaben, Gegenstände bis zu 800 Euro im 
Einzelfall, Vergabe von Aufträgen, Geschäftsbedarf, Dienstreisen im Inland). 

Gegenstände und Investitionen über 800 Euro sind nur für die Konzeption und Herstellung von mobilen Informations-
ständen förderfähig. 

Zuwendungen werden nur gewährt, wenn die auf der Grundlage des Antrags ermittelten zuwendungsfähigen Ausga-
ben einen Betrag von 30 000 Euro übersteigen. 

5.4 Nicht zuwendungsfähig sind   

– Personalausgaben für Stammpersonal,   

– Investitionen und unbare Eigenleistungen,   

– Ausgaben für Ersatzbeschaffungen und Reparaturen,  

– Ausgaben für allgemeine, nicht projektbedingte Einrichtungen (alle zur Grundausstattung zählenden Geräte, Aus-
stattungs- und Ausrüstungsgegenstände zum Beispiel PC, mobile Endgeräte) sowie deren Wartung; Büroeinrich-
tungen, Handwerkszeug oder Ähnliches. 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1 Allgemeine Nebenbestimmungen 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheids auf Ausgabenbasis sind   

– für die in Nummer 3.1 genannten Zuwendungsempfänger die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften (ANBest-GK);   

– für die in Nummer 3.2 genannten Zuwendungsempfänger die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest-P). 

Diese Bestimmungen sowie Vordrucke und Hinweise sind dem Formularschrank der Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung (BLE) unter https://foerderportal.bund.de/easy/ zu entnehmen. 

6.2 Subventionserhebliche Tatsachen 

Für die Zuwendungsempfänger stellt der Zuschuss nach dieser Richtlinie eine Subvention im Sinne von § 264 des 
Strafgesetzbuches (StGB) dar. Die subventionserheblichen Tatsachen im Sinne von § 264 StGB in Verbindung mit § 2 
des Subventionsgesetzes werden im Rahmen des Antragsverfahrens detailliert bezeichnet. 

6.3 De-minimis 

Der Antragsteller nach Nummer 3.2 hat in dem Antrag und gegebenenfalls auch nachträglich bis zu dem Zeitpunkt der 
Förderungsgewährung darzulegen, wann und in welcher Höhe er oder ein mit ihm im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 der 
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Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 verbundenes Unternehmen – unabhängig vom Beihilfegeber – in den vergangenen 
drei Jahren vor Antragstellung De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 oder einer anderen De- 
minimis-Verordnung erhalten hat. Dabei hat er auch anzugeben, welche Beihilfeanträge gegenwärtig gestellt sind. Die 
Angaben sind subventionserheblich. 

Der Zuwendungsempfänger nach Nummer 3.2 erhält einen Zuwendungsbescheid, dem eine De-minimis-Bescheini-
gung beigefügt ist. 

7 Antrags- und Bewilligungsverfahren 

7.1 Zuständige Bewilligungsbehörde 

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) 
Bundesprogramm Ökologischer Landbau (BÖL) 
Referat 333 
Deichmanns Aue 29 
53179 Bonn 

E-Mail: boel@ble.de 
Internet: www.bundesprogramm.de 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Fördermaßnahme, die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungs- und Abrechnungsbescheids sowie die Rückforderung der gewährten Zuwendung ist die BLE ver-
antwortlich. 

7.2 Antragsverfahren und Form des Antrags 

Das Zuwendungsverfahren ist zweistufig. 

Das Bewilligungsverfahren startet mit der Einreichung einer Projektskizze. 

Dazu ist das elektronische Antragssystem „easy-Online“ zu nutzen: https://foerderportal.bund.de/easyonline/ 

Auf Basis der eingereichten Unterlagen erfolgt eine erste Prüfung und Bewertung des Vorhabens hinsichtlich seiner 
Förderfähig- und Förderwürdigkeit. 

Trifft beides zu, wird der Projektverantwortliche aufgefordert, einen ausführlichen Projektantrag einzureichen. Weitere 
Hinweise zum Bewilligungsverfahren sind unter www.bundesprogramm.de abrufbar. 

7.3 Bewilligungszeitraum 

Der Bewilligungszeitraum beträgt maximal 36 Monate. 

8 Prüfrechte und Veröffentlichung 

8.1 Prüfrechte 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheids und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die §§ 23 und 44 BHO, die hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
sowie die §§ 48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen 
zugelassen worden sind. Das Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofs ergibt sich aus § 91 BHO. 

Vertreter der BLE und von ihr beauftragte Dritte sind berechtigt, bis zum Ablauf der Zweckbindungsfrist stichproben-
artig Vor-Ort-Kontrollen durchzuführen. Diesen Vertretern sind jederzeit auf Verlangen erforderliche Auskünfte zu er-
teilen, Einsicht in Bücher und Unterlagen zu gewähren sowie Prüfungen zu gestatten. 

8.2 Veröffentlichungen 

Der Zuwendungsempfänger muss sich damit einverstanden erklären, dass das Bundesministerium für Landwirtschaft, 
Ernährung und Heimat   

– Veröffentlichungen über das Vorhaben in hierfür geeigneten Medien herausgibt sowie   

– im Einzelfall den Namen des Zuwendungsempfängers sowie Höhe und Zweck der Förderung bekannt gibt. 

9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

9.1 Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. 

9.2 Diese Richtlinie tritt am 31. Dezember 2030 außer Kraft. Die letzte Skizze muss am 1. Juli 2030 bei der zustän-
digen Bewilligungsbehörde eingegangen sein. 

Bonn, den 22. Juni 2026 

Bundesministerium 
für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 

Im Auftrag 
Dr. A.  Sennewald 
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